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OUT OF AFRICA

Sektenmitglieder schlagen
Polizei in die Flucht
Ruedi Lüthy

Vor einigen Wochen las ich in einer simbabwischen Zeitung
einen bemerkenswerten Artikel: In Budiriro, einem Armen-
viertel von Harare, hatten Mitglieder einer apostolischen
Sekte mit Schlagstöcken und Steinen eine Gruppe bewaffne-
ter Polizisten in die Flucht geschlagen. Der Vertreter eines
Kirchenrates war gekommen, um ihnen mitzuteilen, dass die
Sekte aufgelöst werden sollte. IhrenMitgliedern wurde vorge-
worfen, Kinder zu missbrauchen und minderjährige Mädchen
mit ihren Mitgliedern zu verheiraten. Ausserdem werde Kin-
dern der Zugang zur Schule und zumedizinischen Einrichtun-
gen verwehrt. Die Ordnungshüter hatten offenbar nicht mit
Widerstand gerechnet, als sie sich zum Schrein aufmachten:
Einige Polizisten wurden gar verletzt und mussten im Spital
behandelt werden.

Was mich nachdenklich stimmte, war nicht nur die Ge-
schichte selber, sondern auch die Reaktion der Bevölkerung.
Die Mehrheit empörte sich nämlich nicht etwa über die üblen
Machenschaften der Sekte, sondern freute sich über die er-
folgreiche Vertreibung der Polizei. Einige bezeichneten die
wehrhaften Sektenmänner gar als Helden.

Der gemeinsame Tenor in der Presse war, dass der Gewalt-
ausbruch eine Folge des jahrelangen Machtmissbrauchs der
Polizei sei. In der Tat spielt diese eine zweifelhafte Rolle: So
werden beispielsweise täglich Busfahrer drangsaliert und will-
kürlich Bussen verteilt – ganz zu schweigen von der Gewalt,
die bei Festnahmen und Verhören angewandt wird. Mit dem
Phänomen der Sekten selber befassten sich hingegen nur
wenige Zeitungen, und über die Frage nach dem begangenen
Unrecht der Sektenmitgliedermochte erst recht kaum jemand
berichten.

Seit gut fünf Jahren sieht man – vor allem anWochenenden
– in und um Harare Scharen von Männer und Frauen in
schneeweissen Gewändern, die Frauen mit einem Turban, die
Männer glatzköpfig und mit einem Hirtenstab bewaffnet, auf
einer Wiese oder unter einem grossen Baum. Die Frauen sit-
zen eng beisammen und hören sich oft stundenlange Predig-
ten von einem engagierten Priester an. Bibelzitate nach
eigener Auswahl und Interpretation werden häufig mit politi-
schen Botschaften vermischt, es wird getanzt, gesungen und
gegessen.

Doch das, was wirklich bedenklich ist, sind ihre Regeln.
Die Polygamie ist – natürlich nur für die Männer – erwünscht;
die Familienplanung hingegen ist unzulässig. Sie argumentie-
ren, dass in den Frauen menschliche Seelen ruhten, die dazu
bestimmt seien, zur Welt zu kommen. In der Praxis bedeutet
dies, dass Kinder missbraucht und dreizehnjährige Mädchen
verheiratet werden. Regelmässige Keuschheitstests sollen da-
für sorgen, dass nur Jungfrauen verheiratet werden.

Es gibt in Simbabwe und in den umliegenden Ländern eine
grosse Anzahl von Sekten, welche die notleidenden Men-
schen mit unterschiedlichen Versprechungen anlocken und
abhängig machen. Viele davon gehören zu den apostolischen
Sekten, die in Simbabwe «Vapostori» genannt werden. Sie
zählen sich selber zum Christentum, praktizieren aber Riten,
die so gar nichts mit der christlichen Religion gemein haben.

Die apostolischen Sekten haben schätzungsweise alleine in
Simbabwe rund 1,5 Millionen Anhänger bei einer geschätzten
Bevölkerung von 12 Millionen Einwohnern.

Auch für unsere Arbeit sind die Regeln dieser Sekten ver-
heerend: Viele von ihnen lehnen die Abgabe von Medika-
menten ab und halten ihre Mitglieder davon ab, medizinische
Hilfe zu suchen. Ihr Einfluss ist inzwischen so gross, dass meh-
rere unserer Patienten die HIV-Therapie abgebrochen haben
und verstarben. In solchen Fällen sind wir absolut machtlos –
die Gehirnwäsche der Sekte ist stärker als alle unsere Argu-
mente. Der Einfluss der Sekten ist auch deshalb so gross, weil
viele Anhänger aus der Regierung und anderen einfluss-
reichen Kreisen stammen. So besuchten kürzlich sogar der
Präsident und seine Frau in weissen Gewändern eine Vapo-
stori-Sekte, und er sprach sich für die Polygamie aus – dies, ob-
wohl er sich zum katholischen Glauben bekennt.

Solange es den Menschen in Simbabwe nicht besser geht,
werden solche Sekten wohl weiterhin regen Zulauf haben,
und unsere rationalen Argumente, warum Beten alleine
nichts gegen das HI-Virus ausrichten kann, treffen auf taube
Ohren. Ich bin dankbar, dass es der überwiegenden Mehrheit
unserer 5000 Patienten gutgeht.
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Ruedi Lüthy lebt seit 10 Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbabwes, wo er die
Newlands Clinic für mittellose HIV-Patienten führt.
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ANNICK RAMP

FOTO-TABLEAU: DIE PORTEROS VON BUENOS AIRES 1/4

Für Leser und Denker, meint man, wäre das ein idealer Job: als Portier in der Eingangshalle eines gehobenen Apartment-
hauses zu sitzen, mit einem Auge die Ein- und Ausgehenden im Blick zu halten, dann und wann eine Auskunft zu geben oder
einen Gruss zu erwidern, aber auch Zeit, viel Zeit für stille geistige Beschäftigung zu haben. Die auch für die NZZ tätige
Schweizer Fotografin Annick Ramp hat den Porteros der argentinischen Metropole Buenos Aires eine Reportage gewidmet.
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Die Ausgabe von Freitag, 1. August, fällt aus.
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AN UNSERE LESERINNEN
UND LESER

Wir danken allen Einsenderinnen und Einsendern von
Leserbriefen und bitten um Verständnis dafür, dass wir
über nicht veröffentlichte Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zuschriften werden bei
der Auswahl bevorzugt; die Redaktion behält sich vor,
Manuskripte zu kürzen. Jede Zuschrift muss mit der
vollständigen Postadresse des Absenders versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach
8021 Zürich, Fax 044 252 13 29
E-Mail: leserbriefe nzz.ch

Wildwuchs
bei Gebühren
Dass bei den Gebühren munter zuge-
langt wird, ist offensichtlich: Notariats-
und Grundbuchgebühren nach dem
Wert der Liegenschaft, Erbbescheini-
gungen nach der Höhe der Erbschaft
usw. (NZZ 19. 7. 14). Soweit es die
Volksinitiativen des Zürcher Gewerbe-
verbandes und des Hauseigentümerver-
bandes betrifft, ist zunächst festzuhal-
ten, dass es ganz unterschiedliche Arten
von Gebühren gibt; eine Konzessions-
gebühr beispielsweise hat keinenMarkt-
wert, weshalb dem Gemeinwesen ein
grosser Ermessensspielraum zusteht.
Abgesehen davon besagt das Kosten-
deckungsprinzip, dass das Total der Ge-
bühren die gesamten Kosten des betref-
fenden Verwaltungszweigs nicht über-
steigen darf, und das Äquivalenzprinzip
verlangt, dass die Gebühr im Einzelfall
in einem vernünftigen Verhältnis zum
Wert der staatlichen Leistung stehen
muss. So gesehen wäre es möglicher-
weise fruchtbarer, wenn die Initianten
den einen oder anderen Musterprozess
finanzieren würden, falls erforderlich bis
vor Bundesgericht. Hier ist dieses
manchmal ziemlich bürgerfreundlich.

Peter Metzger, Langnau am Albis

Sicherlich soll und darf sich der Staat
nicht an Gebühren bereichern. Ein kriti-
sches Auge auf die Gebührenpolitik des
Staates zu werfen, ist deshalb wichtig. Im
Übereifer übersehen die Redaktoren bei
denGrundbuchgebühren jedoch Folgen-
des: Diese haben nebst einem Gebüh-
ren- auch stets einen Steueranteil und
gelten als sogenannte Gemengsteuern.
Dies ist seit je anerkannt, weshalb noch
nie ein Gericht die angeblich zu hohen

Gebühren herabgesetzt hat. Betroffen
davon sind nicht die Einfamilienhaus-
Besitzenden, sondern Handänderungen
von hohem Wert. So konnte der Staat
vom Verkauf des Üetlihofs von der Cre-
dit Suisse (CS) an eine norwegische
Immobiliengesellschaft eine Million
Franken einnehmen. Soll der Staat auf
dieses Geld verzichten und stattdessen
das Einkommen stärker versteuern?

Markus Bischoff, Zürich

Geldschöpfung –
eine Frage der Macht
Die Geldschöpfung gehört wieder in die
Hand der Nationalbank («Mit Gottfried
Keller gegen Finanzblasen», NZZ
23. 7. 14). Nur so ist die Geldmenge
steuerbar. Mit einer gesteuerten Geld-
menge können periodische Finanzkrisen
zwar nicht verhindert, aber wesentlich
gemildert werden. Dass die Privatban-
ken sich dagegen mit Zähnen und Klau-
en wehren, ist klar: Sie verlieren Macht
und eine ganze Reihe von illegitimen
Möglichkeiten zum zusätzlichen Profit.
Der von der Vollgeld-Initiative vorge-
schlagene Schritt ist übrigens nichts Neu-
es: 1891 wurde in der Schweiz per Volks-
abstimmung den Banken verboten, ei-
gene Banknoten herauszugeben. Auch
damals ging es darum, die Geldschöp-
fung wieder in die Hand der National-
bank zu geben. Aufgrund des techni-
schen Fortschrittes hat das Giralgeld
eine überragende Bedeutung gewonnen:
Konservativ geschätzt sind 90 Prozent
der umlaufenden Geldmenge Giralgeld.
Dieses wird heute von den Banken sel-
ber geschöpft. Wie 1891 die Geldschöp-
fung durch Banknoten soll heute die
Geldschöpfung durch Giralgeld zur Na-
tionalbank übergehen.

Micha Siegrist, Aarau

Wirtschaftliche und
militärische Ultimaten
In seinem Interview beanstandet Staats-
sekretär Yves Rossier (NZZ 23. 7. 14) die
aufgeladene Argumentation der militan-
ten EU-Gegner. Mit einem gewissen
Recht, aber vielleicht doch auch mit ge-
wisser Einschränkung. Denn zahlreichen

Kriegen, Revolutionen sind wirtschaft-
liche Konflikte und Disparitäten voran-
gegangen, die politisch nicht gelöst wer-
den konnten. Aus leidvollen Erfahrun-
gen im 20. Jahrhundert ist die Schwelle
der Politik mit anderen Mitteln, also
Krieg, deutlich angehoben worden.

Wir leben jetzt im Zeitalter meist
peripherer kulturell-religiöser Clashes,
separatistischer Revolten, wirtschaftli-
cher Scharmützel. Von letzteren ist die
Schweiz direkt undmassiv betroffen, ins-
besondere was die angestrebte (Frank-
reich) und teilweise realisierte (Fatca,
USA) Ausdehnung der Steuerhoheit be-
trifft. Es gibt somit auch im 21. Jahrhun-
dert «Kriege», mit vorerst wirtschaftlich-
politischen Mitteln. Die Schweiz ist gut
beraten, die Verteidigung ihrer Souverä-
nität in möglichst vorderster Linie anzu-
setzen, ihre Armee, auch als vielleicht
nicht die allerbeste, beizubehalten, um
nicht eines Tages nach wirtschaftlichem
gar vor ein militärisch unterlegtes Ulti-
matum gestellt zu werden.

Hans-Martin Wildi, Binningen

Hausarbeit
gerecht bewerten
Wenn Frauen nach der Geburt eines
Kindes ihren Beruf aufgeben, geht damit
grosses Potenzial verloren – so der Tenor
der beiden Artikel in der NZZ vom
23. 7. 14 («Traditionelle Arbeitsteilung»
und «Japans Männer suchen die neue
Frau»). Kinder gebären, für die Kinder
da sein, sie erziehen und versorgen, die
Hausarbeit machen, das Familienleben
organisieren, das Pflegen von kranken
und/oder altersgebrechlichen Familien-
angehörigen – das ist also alles kein Bei-
trag zum Wachstum der Wirtschaft.
Fragt sich nur, wo die Wirtschaft wohl
hin wachsen würde ohne Frauen, die
diese Arbeit leisten, und ohne Kinder.
Es gibt sie eben kaum, diese gutbezahl-
ten, qualifizierten Teilzeitjobs und die als
modern gelobten familienfreundlichen
Arbeitszeitmodelle.

Wenn es echte Arbeitsteilung und
echte Lohngleichheit gäbe, würden viele
weibliche Erwerbstätige ihr Pensum an
Berufsarbeit sehr gerne erhöhen. Das
funktioniert aber nur, wenn sie das Pen-
sum ihrer Erziehungs- und Hausarbeit
im selben Mass reduzieren können. Poli-
tiker, Denker, Unternehmer, Arbeit-
geber sollten sich dafür einsetzen, dass

endlich die Erziehungs- und Hausarbeit
sowohl gesellschaftspolitisch als auch
wirtschaftlich angemessen bewertet
wird. Es gilt, eine Antwort auf die Frage
zu finden, durch welche Massnahmen
sich gerade männliche Erwerbstätige
animieren liessen, ihr Pensum an Fami-
lien- und Hausarbeit deutlich hochzu-
schrauben. Ich bin «selbständig erwerbs-
tätig» (d. h. ich arbeite selbst und stän-
dig) als Schreinerin und Designerin mit
Berufslehre und Hochschulstudium, im
Nebenjob Mutter, Hausfrau, Ehepartne-
rin, Familienmanagerin.

Christiane Hinrichs, Meisterschwanden


